
Der Druck auf Israels Regierung aus den Reihen des Mili-
tärs erhöht sich. Mehr als 10 000 Reservisten würden nicht 
mehr zum Dienst erscheinen, sollte der umstrittene Justiz-
umbau der Regierung nicht gestoppt werden, kündigte ihre 
Protestbewegung „Waffenbrüder“ an. Den Berichten zufol-
ge könnte dies die Einsatzbereitschaft des Militärs erheb-
lich beeinträchtigen. Am Freitag hatten bereits mehr als 
1000 Reservisten der Luftwaffe mit Dienstverweigerung 
gedroht. Einige demonstrierten in der Nacht zum Sonntag 
vor dem Haus von Verteidigungsminister Joav Galant.

Mehr als 100 hochrangige Ex-Sicherheitschefs des Lan-
des drückten am Samstag in einem Brief an Ministerpräsi-
dent Benjamin Netanjahu ihre Unterstützung für die mögli-
chen Dienstverweigerer aus und forderten ihn auf, die um-
strittene Gesetzgebung zu stoppen. Netanjahu sei „per-
sönlich für den schweren Schaden verantwortlich, der dem 
Militär und der Sicherheit Israels“ zugefügt werde. dpa

STICHWORT WAFFENBRÜDER

Berlin. Die Debatte um die Verhin-
derung illegaler Migration nach 
Europa hat in Deutschland an 
Fahrt aufgenommen. Maßnahmen 
scheinen in Reichweite – zumin-
dest, wenn es nach der Union 
geht –, die jahrelang als nicht ver-
einbar mit dem Völkerrecht oder 
europäischen Verträgen bezeich-
net wurden. Eine Auswahl:

Bundesweite Grenzkontrollen: Der 
hessische Ministerpräsident Bo-
ris Rhein (CDU) fordert: „Der 
Bund muss endlich dafür sorgen, 
dass weniger Menschen illegal 
nach Deutschland kommen. Dazu 
brauchen wir flächendeckende 
Kontrollen an den deutschen Au-
ßengrenzen.“ Diese Forderung 
kollidiert mit dem Schengener 
Abkommen, das einen Raum ohne 
Grenzkontrollen zwischen den 
Mitgliedstaaten gewährleisten 

soll. 27 europäische Länder sind 
ihm inzwischen beigetreten.

Ausnahmen vom kontrollfrei-
en Grenzübertritt sind möglich, 
müssen jedoch von der EU geneh-
migt werden, wie zwischen Bay-
ern und Österreich seit der 
Flüchtlingskrise 2015. Im ersten 
Halbjahr zählte die Bundespoli-
zei 45 338 unerlaubt eingereiste 
Migranten, zwei Drittel mehr als 
im gleichen Vorjahreszeitraum.

Pushbacks: „Es muss möglich 
sein, illegale Migranten an Euro-
pas Küsten zurückzuweisen“, sag-
te der Erste Parlamentarische Ge-
schäftsführer der CDU/CSU-
Fraktion im Bundestag, Thorsten 
Frei, der „Welt“. Die Zurückwei-
sung von Flüchtlingen an den 
Grenzen oder auf dem offenen 
Meer ist seit Jahren umstritten. 
Der Chef der Bundesgrenzschutz-

agentur Frontex, Fabrice Leggeri, 
stürzte sogar über Vorwürfe, 
Pushbacks der griechischen Küs-
tenwache vertuschen zu wollen. 
Flüchtlingsorganisationen ver-
weisen darauf, dass eine Zurück-
weisung ohne die Möglichkeit ei-
nes Asylantrags gegen die Euro-
päische Menschenrechtskonven-
tion verstoße.

Hingegen hat der Europäische 
Gerichtshof für Menschenrechte 
solche Zurückweisungen in eini-
gen Fällen für rechtmäßig erklärt.

Lager an den EU-Außengrenzen: Die 
EU-Innenminister haben Anfang 
Juni eine Reform der EU-Migra-
tionspolitik beschlossen, die noch 
vom Europäischen Rat und dem 
EU-Parlament beraten werden 
muss. Demnach sollen unter an-
derem an den Außengrenzen 
streng kontrollierte Aufnahme-
einrichtungen aufgebaut werden. 
In ihnen sollen Asylanträge von 
ankommenden Flüchtlingen be-
arbeitet werden, die aus Her-
kunftsländern mit einer Anerken-
nungsquote von weniger als 20 
Prozent kommen.

Die Idee erinnert an die Liste 
von sicheren Herkunftsstaaten in 
Deutschland, deren Erweiterung 
die Union seit Jahren fordert, die 
von den grün und links mitregier-
ten Ländern im Bundesrat bisher 
aber verhindert wurde. Asylan-
träge von Menschen aus diesen 
Ländern können einfacher ent-
schieden werden, weil ihnen zu 
Hause keine Verfolgung droht.  
 Stefan Kegel
Kommentar

Wie kann Europa seine Grenzen 
besser schützen?
Migration Aus der Union kommen Vorschläge für schärfere 
Regeln, um illegale Einwanderung zu verhindern. Doch die 
Rechtslage ist komplex.

Demonstrieren-
de in der grie-
chischen Stadt 
Piräus wenden 
sich am 18. Juni 
unter anderem 
gegen 
„Pushbacks“. 
Kurz zuvor wa-
ren Hunderte 
Flüchtlinge im 
Mittelmeer er-
trunken.  Foto: L. 
Gouliamaki/afp

Berlin. Es ist ein an Klarheit kaum 
zu überbietender Satz. „Wir wer-
den von nun an Jahr für Jahr mehr 
als zwei Prozent des Bruttoin-
landsprodukts in unsere Vertei-
digung investieren“, so Kanzler 
Olaf Scholz (SPD) Anfang 2022 in 
seiner Zeitenwende-Rede. Längst 
ist klar, dass diese Zusagen uner-
füllt bleiben. Doch auch die in-
zwischen abgeschwächten Ziele 
werden kaum zu erreichen sein.

Aber der Reihe nach: Scholz’ 
Ankündigung „von nun an“ blieb 
leer; im vergangenen wie im lau-
fenden Jahr wurde die Zwei-Pro-
zent-Marke der Nato verfehlt, erst 
2024 soll sie erreicht werden. 
Vorgesehen sind 51,8 Milliarden 
Euro im Verteidigungsbudget und 
19,2 Milliarden Euro aus dem Son-
dervermögen. Das zusammen er-
gibt nach Berechnungen des 
Münchner ifo-Instituts aber erst 
1,7 Prozent der Wirtschaftsleis-
tung (BIP).

Die Lücke von rund 14 Milliar-
den Euro muss also aus anderen 
Töpfen aufgefüllt werden, was 
nach den Nato-Kriterien zulässig 

ist. Denn auch Ausgaben des Aus-
wärtigen Amts können der Si-
cherheit dienen. 14 Milliarden 
Euro solcher „Drittmittel“ wären 
allerdings eine enorm hohe Sum-
me, 2021 waren es nur 5,2 Milliar-
den Euro.

Das von Scholz außerdem zu-
gesagte „mehr als“ wird auch 
2024 den Planungen zufolge nicht 
erreicht. Dabei steht der Kanzler 
nicht nur bei sich selbst, sondern 
auch bei der Nato im Wort, die 
die zwei Prozent gerade erst zu 
einem „Minimum“ erklärt hat“.

Nato erhöht den Druck
Bleibt drittens die Scholz-Beteue-
rung „Jahr für Jahr“. Die wiede-
rum hatte die Regierung selbst 
rasch kassiert und durch die For-
mulierung „im mehrjährigen 
Durchschnitt“ ersetzt.

Wenn aber die zwei Prozent 
nun mehrfach verfehlt wurden, 
müssten sie in den kommenden 
Jahren eigentlich deutlich über-
troffen werden, um das Defizit 
auszugleichen. Der ifo-Experte 
Marcel Schlepper macht auf Un-

schärfen aufmerksam. Unklar sei 
nämlich, auf welchen Zeitraum 
sich dieser Durchschnitt beziehe. 
Im Sondervermögens-Gesetz ist 
zwar ein „mehrjähriger Durch-
schnitt von maximal fünf Jahren“ 
festgeschrieben, es fehlt aber das 
Startjahr. In der Nationalen Si-
cherheitsstrategie wiederum gibt 
es gar keinen Zeitrahmen mehr.

Unter der Annahme, dass der 
Zwei-Prozent-Durchschnitt zwi-
schen 2022 und 2026 erreicht 
werden soll, kommt Schlepper zu 
dem Ergebnis, dass in den Jahren 
2025 und 2026 jeweils 2,45 Pro-
zent für Verteidigung ausgegeben 
werden müssten. „Das wären in 
2025 und 2026 jeweils etwa 110 
Milliarden Euro.“ Das Sonderver-
mögen würde nach dieser Rech-
nung schon 2026 nicht mehr rei-
chen, um die Lücke zu schließen.

Woher danach das nötige Geld 
kommen soll, ist ungeklärt. Scholz 
aber hatte kürzlich das Erreichen 
der zwei Prozent bekräftigt, „auch 
wenn das Sondervermögen auf-
gebraucht ist“. An Klarheit fehlt 
es nicht. Ellen Hasenkamp

Über 100 Milliarden Euro nötig
Verteidigung Das von Kanzler Scholz verkündete Zwei-Prozent-Ziel 
steht auf tönernen Füßen. Woher soll das Geld kommen?

Israel
Hunderttausende
protestieren
Jerusalem. In Israel hat das Parla-
ment mit seinen Beratungen über 
die Justizreform begonnen. Das 
Gesetz der rechtsreligiösen Re-
gierung von Ministerpräsident 
Benjamin Netanjahu soll in den 
kommenden Tagen verabschiedet 
werden. Netanjahu war dieser 
Tage ein Herzschrittmacher ein-
gesetzt worden. Er sei wohlauf. 
Am Wochenende protestierten 
wieder Hunderttausende gegen 
die Reform, darunter auch die Be-
wegung „Waffenbrüder“.  dpa
Stichwort

Gewalt
Maskierte greifen
Flüchtlinge an
Sebnitz. Vier maskierte Männer 
haben im sächsischen Sebnitz Be-
wohner einer Flüchtlingsunter-
kunft attackiert. Das Quartett hat-
te am Samstagabend die Hinter-
tür des Hauses im Kreis Sächsi-
sche Schweiz-Osterzgebirge 
eingetreten. Kurz darauf gingen 
zwei Angreifer mit Gewalt gegen 
einen 18-jährigen Afghanen vor. 
Dabei sollen sie fremdenfeindli-
che Parolen gerufen habenn. Zu-
dem warfen sie Gegenstände nach 
ihm und einem 16-Jährigen. Der 
Staatsschutz ermittelt.  dpa
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Leitartikel 
Igor Steinle 
zur Zwischenbilanz der Ampelkoalition

E s ist Sommer, viele Men-
schen genießen die Ferien. 
Auch in Berlin interessier-
te man sich in den letzten 
Tagen mehr für eine Lö-
win, die sich dann als 

Wildschwein entpuppte, als für 
Schlagzeilen aus dem verwaisten Re-
gierungsviertel. Fast schon vergessen 
ist, dass sich die Koalition vor nicht 
allzu langer Zeit beinahe über der 
Frage zerlegt hätte, wie es in den Hei-
zungskellern der Bürgerinnen und 
Bürger auszusehen hat.

Berechtigte Kritik musste die Am-
pel für ihren nervtötenden Dauer-
streit einstecken. Bei all dem Streit 
um Wärmepumpen und Pelletheizun-
gen ist hingegen untergegangen, dass 
die Koalition in den Monaten zuvor 
durchaus etwas erreicht hat.

So ist es nicht nur, aber auch der 
schnellen Reaktion der Bundesregie-
rung zu verdanken, dass das Land die 
Gaskrise glimpflich überstanden hat. 
In einem Tempo, das im behäbigen 
Deutschland kaum jemand für mög-
lich gehalten hätte, wurden LNG-Tan-
ker beschafft und angeschlossen. 
Noch ist diese als neue „Deutschland-
geschwindigkeit“ gepriesene Effizienz 
weit davon entfernt, Blaupause fürs 
ganze Land zu werden. Aber die ers-
ten Schritte sind getan.

Auch beim Militär ist nach Jahren 
des Kaputtsparens der Bundeswehr 
eine Zeitenwende eingeläutet worden. 
Die Mehrheit der Ampel hat die Zei-
chen der Zeit erkannt und dem Ver-
teidigungsressort endlich den Stellen-
wert eingeräumt, der ihm zusteht.

In der Migrationspolitik ist eben-
falls ein neuer Realismus eingekehrt. 
Während die legale und notwendige 
Zuwanderung gesetzlich erleichtert 
wird, hat die Bundesregierung ihre 
jahrelange Blockadehaltung gegen 
eine Verschärfung der EU-Asylpolitik 
aufgegeben. Wie sich das letztlich in 
konkreten Zahlen niederschlagen 

wird, bleibt abzuwarten. Aber auch 
hier hat die Ampel einen Weg einge-
schlagen, der zuvor undenkbar schien.

Fast in Vergessenheit geraten ist 
zudem der Mindestlohn von Hubertus 
Heil (SPD), was auch daran liegt, dass 
der Arbeitsminister seine Arbeit so 
geräuschlos und effektiv erledigt, wie 
man es sich vom gesamten Kabinett 
wünschen würde.

Dass Heils Arbeitsstil zum Vorbild 
für die Koalition wird, ist allerdings 
unwahrscheinlich. Zu viele konflikt-
trächtige Themen warten nach der 
Sommerpause auf die Ampel, etwa die 
Kindergrundsicherung oder das Kli-
maschutzgesetz, bei denen es im Bun-

destag noch einigen Diskussionsbe-
darf geben dürfte.

Dennoch täte die Koalition gut da-
ran, die Betriebslautstärke nicht wie-
der so weit aufzudrehen, dass sich die 
meisten Menschen am liebsten die 
Ohren zuhalten würden.

Zwar wiederholen einige Ampelpo-
litiker mantraartig, die Öffentlichkeit 
müsse sich daran gewöhnen, dass es 
beim Regieren laut zugehe – für alles 
andere seien SPD, Grüne und FDP 
schlicht zu unterschiedlich.

Doch auch das zeigen die Sommer-
pausen Jahr für Jahr: Die Menschen 
vermissen das Berliner Spektakel 
nicht, sondern sind im Gegenteil froh, 
nicht tagein, tagaus mit den Bezie-
hungsquerelen der Ampel belästigt zu 
werden. Denn Politiker werden für 
Politik gewählt, nicht für Polittheater.

leitartikel@swp.de

Besser als ihr Ruf

Bei allem Streit ist 
untergegangen, dass 

die Koalition in den 
Monaten zuvor durchaus 
etwas erreicht hat.

Kommentar 
Stefan Kegel 
zur Debatte über schärfere Asylregeln

Menschenrechtsgruppen, 
Grüne, Linke und Teile der 
SPD sind sich einig im Pro-
test gegen die verschärften 

Migrationsregeln, die auf EU-Ebene 
verhandelt werden – und gegen jene, 
die von der Union in die Debatte ge-
worfen werden. Einschränkung des 
Asylrechts, Zurückweisung von 
Flüchtlingen, Asyl-Lager an den EU-
Außengrenzen, Ausweitung der Liste 
sicherer Herkunftsstaaten – all das ist 
für die Befürworter einer großzügi-
gen Flüchtlingsaufnahme Teufelszeug.

Wenn man mal beiseite lässt, dass 
etwa die Forderung des hessischen 
CDU-Ministerpräsidenten Boris 
Rhein nach bundesweiten Grenzkon-
trollen, die weder rechtlich noch per-
sonell so einfach zu bewerkstelligen 
sind, vor allem dem Landtagswahl-
kampf entspringen dürfte, basieren 
die Vorschläge vor allem auf einer Er-
kenntnis. Nämlich der, dass die Mi-

grationspolitik der letzten Jahrzehnte 
die Einwanderung weder steuern 
noch lenken noch begrenzen konnte.

Dabei sind die drei wichtigsten 
Knackpunkte längst klar: Es hapert 
erstens an einer schnellen Bearbei-
tung von Asylanträgen, zweitens an 
einer gerechten Verteilung der An-
kommenden in Europa und drittens 
an einer zügigen Rückführung von 
Menschen, die kein Recht auf Asyl ha-
ben. Die Folgen des Scheiterns kann 
man in den Kommunen besichtigen, 
in denen soziale Probleme wie die 
Wohnungsnot wachsen. Diese Lage zu 
ignorieren oder nur auf Menschen-
rechte zu verweisen, gibt Pluspunkte 
im linken Lager, löst aber die Proble-
me nicht. Dabei darf man davon aus-
gehen, dass vielen EU-Bürgern nichts 
lieber wäre als eine Asylpolitik, die al-
les schafft: Einwanderung zu steuern 
und zu begrenzen und den Menschen-
rechten gerecht zu werden.

Ignorieren hilft nicht weiter
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